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Der Krieg im Kosovo überschattete im Mai 1999 die 50-Jahr-Feiern des Europa-
rates in London und Budapest. Im September 1999 brach ein weiterer Krieg - unter
Beteiligung und in Nachbarschaft von Mitgliedstaaten des Europarates - aus: Die
zweite russische Militäroperation in Tschetschenien prägte neben Diskussionen
über die anstehende Strukturreform des Europarates, über den Beitritt der Staaten
Armenien und Aserbaidschan sowie die Ernennung des ersten Menschenrechts-
kommissars die Arbeit der Organisation. Ende 1999 wurde auch die Reform des
Systems zur Überprüfung der Einhaltung der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) durch die Mitgliedstaaten abgeschlossen.

Struktur und Haushalt

Der italienische Vorsitz im Ministerkomitee des Europarates' machte es zu einer
seiner Prioritäten, die institutionellen Reformen im Sinne der Budapester Erklärung
vom 7. Mai 19992 energisch voranzutreiben. Menschenrechte, demokratische
Stabilität, Herrschaft des Gesetzes, Kultur und Bildung sowie soziale Kohäsion sol-
len künftig wieder im Mittelpunkt der Politik des Europarates stehen. Die
Parlamentarische Versammlung beschloss ihre eigene Strukturreform.3 In diesem
Zusammenhang soll die Anzahl der Ausschüsse in der Versammlung von 14 auf 10
verringert und die Arbeit damit effizienter werden.

Ein ständiger Stein des Anstoßes der Parlamentarischen Versammlung sind die
unzureichenden finanziellen Mittel. Das Budget des Europarats blieb auch im Jahr
2000 bescheiden im Vergleich zu den zu erfüllenden Aufgaben. Am 10. Dezember
1999 verabschiedete das Ministerkomitee ein reguläres Budget in Höhe von 159,5
Mio. Euro. Das entspricht einer nominellen Steigerung gegenüber 1999 um 0,19%.
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und Russland tragen mit je
19.766.847,75 Euro (=12,75% des Gesamtetats) mehr als 60% des Haushalts des
Europarats. Für Programme, an denen lediglich ein Teil der Mitgliedstaaten teil-
nimmt, wurde ein weiterer Betrag von 40 Mio. Euro bewilligt. Wie in den drei
Jahren davor ist der Etat nicht gestiegen, sondern real eher gesunken. Das Geld soll
nach dem Willen des Ministerkomitees insbesondere drei Bereichen zugute kom-
men: (1) dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) zur
Bewältigung seiner stetig steigenden Arbeitslast; (2) den von der Parlamentarischen
Versammlung durchzuführenden Monitoring-Verfahren. Hier stellte das Minister-
komitee zusätzliche 167.000 Euro zur Verfügung; (3) dem Engagement zur
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Entwicklung und Konsolidierung demokratischer Stabilität und dem Stabilitätspakt
für Südosteuropa. Der Stabilitätspakt war eine Priorität des irischen Vorsitzes im
Ministerkomitee. Den Arbeitstisch I (Demokratisierung und Menschenrechte) des
Stabilitätspakts unterstützt der Europarat durch die Förderung der Task Forces
„Regierungsfähigkeit" und „Medien".

Beitrittspolitik

Die Parlamentarische Versammlung stimmte am 28. Juni 2000 für den Beitritt
Armeniens und Aserbaidschans zum Europarat. Die Zahl der Mitgliedstaaten steigt
dann auf 43. Die beiden Staaten hatten ihre Beitrittsgesuche am 7. März (Arme-
nien) und 13. Juli 1999 (Aserbaidschan) gestellt. Die Parlamentarische Versamm-
lung hatten ihnen schon am 26. Januar bzw. 28. Juni 1996 ihren besonderen
Gaststatus verliehen. Die Abgeordneten urteilten, dass sowohl Armenien als auch
Aserbaidschan große Fortschritte bei ihren Reformen erzielt haben. Zudem seien
die Staaten willens, den Prozess der Demokratisierung fortzusetzen sowie ihre
Gesetzgebung und Gesetzespraxis an die Standards des Europarats weiter anzupas-
sen. Die Aufnahme soll zudem die beiden Kaukasusrepubliken einander so nahe
bringen, dass sie eine friedliche Lösung im Streit um Berg-Karabach finden: Berg-
Karabach liegt auf aserbaidschanischem Territorium, wird aber überwiegend von
Armeniern bewohnt. 1991 erklärte Berg-Karabach einseitig seine Unabhängigkeit.
Im daraus resultierenden Krieg starben 30.000 Menschen; Hunderttausende wurden
zu Flüchtlingen. Trotz des Waffenstillstands 1994 konnten sich Armenien und
Aserbaidschan bis heute nicht über den Status Berg-Karabachs einigen.

Der Optimismus der Parlamentarischen Versammlung ist bemerkenswert: So war
Georgien 1999 mit der Auflage in den Europarat aufgenommen worden, innerhalb
von zwei Jahren den Konflikt in Abchasien zu lösen. Abchasien hatte sich Mitte
1992 für unabhängig erklärt und dadurch einen (Bürger-)Krieg ausgelöst, der zur
Vertreibung oder Flucht von 200.000 bis 300.000 Georgiern bzw. Nicht-Abchasen
führte. Die Sicherheitszone zwischen Abchasien und dem übrigen georgischen
Territorium wird immer noch von 1.500 Soldaten russischer Friedenstruppen kon-
trolliert und von ca. 100 UN-Beobachtern überwacht. Inzwischen haben sich die
Spannungen verschärft: Am 1. Oktober 1999 fanden in Abchasien, das international
als ein Teil Georgiens angesehen wird, Präsidentenwahlen und ein Unabhängig-
keitsreferendum statt. Bedauern äußerten Generalsekretär Walter Schwimmer sowie
Parlamentspräsident Lord Russell-Johnston darüber, dass die russische Duma das
Problem verschärfte und eine Delegation zur Wahlbeobachtung sandte.4

Außer Betracht gelassen haben die Abgeordneten der Parlamentarischen Ver-
sammlung bei ihrer Entscheidung auch, dass der Anschlag auf das armenische
Parlament am 27. Oktober 1999, bei dem u.a. Ministerpräsident Wasgwen
Sarkassian ermordet worden war, bis heute nicht restlos aufgeklärt wurde. Wie im
Falle der Anschläge auf Staatspräsident Schewardnadse in Georgien deutet auch
dies nicht darauf hin, dass Konflikte in der Region mit politischen Mitteln ausge-
tragen werden. Demnach hat Italien anlässlich der Übernahme des Vorsitzes im

452 Jahrbuch der Europäischen Integration 1999/2000



Europarat und Europäische Menschenrechtskonvention

Ministerkomitee bereits erklärt, dass der Beitritt noch während seiner Amtszeit, d.h.
bis November 2000 erfolgen soll: Möglichst viele Staaten sollten dem Europarat
beitreten, um die Stabilität und Sicherheit Europas zu gewährleisten. Auch für den
irischen Vorsitz davor waren die Erweiterung des Europarates und Hilfen für
Bewerberstaaten zur Erfüllung der Aufnahmekriterien ein zentrales Ziel.

Mexiko wurde - wie auch schon dem Heiligen Stuhl, den Vereinigten Staaten,
Kanada und Japan - am 1. Dezember 1999 vom Ministerkomitee der Beobachter-
status gewährt. Das Land hatte den Antrag am 7. November 1998 gestellt, die Parla-
mentarische Versammlung hatte ihm am 4. November 1999 zugestimmt. Mexiko ist
nun berechtigt, einen Beobachter zu entsenden, der an bestimmten Sitzungen (Tref-
fen der Ministervertreter, Konferenzen der Fachminister) und Arbeiten (Komitees
der Regierungsexperten) teilnehmen darf.

Kommissar für Menschenrechte

Die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten des Europarats hatten wäh-
rend ihres Treffens im Oktober 1997 in Straßburg beschlossen, einen Kommissar
für Menschenrechte mit vor allem beratender Funktion einzusetzen. Die Parlamen-
tarische Versammlung wählte am 21. September 1999 mit 97 von 193 Stimmen den
Spanier Alvaro Gil-Robles in dieses Amt. Seine sechsjährige einmalige Amtszeit
begann am 15. Oktober 1999. Der 1944 geborene Juraprofessor Gil-Robles gewann
die Wahl gegen die Schweizerin und Menschenrechtsbeauftragte der OSZE und des
Europarats für Bosnien-Herzegowina, Gret Haller (56 Stimmen), und die rumäni-
sche Juraprofessorin Monica Luisa Macovei (40 Stimmen).

Kurz nach seiner Wahl rief Gil-Robles die Mitgliedstaaten dazu auf, ihm ausrei-
chende Mittel für sein Mandat zur Verfügung zu stellen, da die personelle und
finanzielle Ausstattung zur Erfüllung der ihm zugedachten Aufgaben unzureichend
sei. Seine erste offizielle Mission führte ihn im November 1999 nach Moskau, um
dort mit Regierungsmitgliedern und Parlamentariern die Situation in Tschetsche-
nien zu diskutieren.

Europäische Menschenrechtskonvention

Im November 1998 waren die Beschlüsse zur institutionellen Reform der EMRK-
Kontrollorgane in Kraft getreten. Sie waren gefasst worden mit dem Ziel der effek-
tiveren und schnelleren Überprüfung von Beschwerden der Bürger über Ver-
letzungen ihrer in der Europäischen Menschenrechtskonvention garantierten
Rechte durch die Mitgliedstaaten. Der neue ständige Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR), der die bisherigen zwei Kontrollorgane (Gerichtshof
und Kommission) ersetzen sollte, nahm seine Arbeit auf. Im November 1998 stand
1999 der letzte Schritt der Reform an. Nachdem die Europäische Menschen-
rechtskommission (EKMR) die noch anstehenden Beschwerden abgearbeitet hatte,
wurde sie zum 31. Oktober 1999 aufgelöst. In den 45 Jahren ihres Bestehens hat die
Kommission über 45.000 Menschenrechtsbeschwerden auf ihre Zulässigkeit hin
geprüft und in ca. 3.700 Fällen Berichte über die Begründetheit verabschiedet.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1999/2000 453



ANDERE EUROPÄISCHE ORGANISATIONEN UND STAATEN

Dabei hat sie bedeutenden Einfluss auf die Entwicklung der Rechtsprechung zu den
materiellen Bestimmungen der EMRK genommen. Zahlreiche Grundsatzurteile des
Gerichtshofs stützen sich auf ihr Votum.5

Der neue EGMR klagt inzwischen zunehmend über die seit Beginn der neun-
ziger Jahre steigende Anzahl der Beschwerden. 1999 sind mehr als 20.000
Beschwerden eingegangen, die von den 41 Richtern6 bewältigt werden müssen. Das
sind ca. 2.400 mehr als im Jahr zuvor. Dies bedeutet einen neuen Rekord. 1999 wur-
den 177 Urteile gefällt (1998: 161) und etwa 3.500 Beschwerden für unzulässig
erklärt oder gestrichen. Knapp 2.000 Eingaben richteten sich gegen Deutschland,
das 1999 jedoch nicht wegen Verletzungen der EMRK verurteilt wurde. Der
Präsident des Gerichtshofs, Luzius Wildhaber, schlug zur Verminderung der
Beschwerdeflut vor, die Achtung der EMRK innerstaatlich sicherzustellen und
Verstöße schon durch nationale Gerichte zu verurteilen.7

Krieg im Gebiet des Europarates

Der Krieg in Tschetschenien zwang die Organe des Europarats in den Jahren 1999
und 2000 dazu, sich vor allem mit der Lage im Kaukasus auseinander zu setzen:
Schon der Beschluss zur Aufnahme Russlands in die Organisation Anfang 1996
wurde zu einem Zeitpunkt gefasst, als der Krieg in Tschetschenien mit seinen
Auswirkungen auf die russischen Nachbarrepubliken einen weiteren Höhepunkt
erreichte.8 Die Aufnahme des Landes in den Europarat wurde damals gar als „...
Verständnis für die Methoden des Kreml im Kampf gegen die Terroristen in Tsche-
tschenien" interpretiert.9 Diese Methoden hatten etwa 80.000 Tote zur Folge. Am
23. September 1999, d.h. nur drei Jahre nach Ende des vorigen, brach der zweite
Tschetschenienkrieg aus. Der damalige russische Staatspräsident, Boris Jelzin,
hatte kurz zuvor den ehemaligen KGB-Oberst Wladimir Putin zum Ministerpräsi-
denten ernannt; der Korruptions- und Geldwäscheskandal um Jelzin und seine
„Familie" erreichte gerade seinen Höhepunkt.10

Bis heute unbekannte Täter hatten mehrere Bombenanschläge auf Wohnhäuser
in Moskau und zwei andere russische Städte verübt. Mehrere hundert Menschen
starben. Für die Bombenanschläge wurden Terroristen aus den „Banditen-
enklaven"" Tschetschenien und Dagestan verantwortlich gemacht. Tschetschenien
sollte daher durch eine „militärische Antiterror-Operation" befreit, und die
„Banditen" sollten „vernichtet" werden. Diese „Befreiung Tschetscheniens" wurde
im Februar 2000 nach dem Einmarsch russischer Truppen in das völlig zerstörte
Grosnyj verkündet, das ehemals 400.000 Einwohner zählte, darunter viele Nicht-
Tschetschenen.12 Kurz darauf wurde Putin als Nachfolger Jelzins zum Staats-
präsidenten gewählt. Seitdem wird der Krieg im Wesentlichen als Partisanenkrieg
fortgesetzt. Er führte bislang nicht nur zu unzähligen Toten unter den bewaffneten
Tschetschenen, sondern auch zu Tausenden Toten unter der Zivilbevölkerung und
zu Hunderttausenden von Flüchtlingen. Nichtregierungsorganisationen wie Human
Rights Watch und Amnesty International berichteten von Angriffen auf zivile Ziele,
wie Flüchtlingskonvois, Krankenhäuser und Märkte.13 Geschildert werden willkür-
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liehe Verhaftungen, Folterungen in „Infiltrierungslagern", Massenmord, Hinrich-
tungen, Vergewaltigungen und Plünderungen tschetschenischer Dörfer. In Russland
wurde die - auch durch die EMRK geschützte - Pressefreiheit durch Militärzensur
und Selbstzensur der Medien immer weiter eingeschränkt. Der für das russische
Radio Liberty tätige Journalist Andrei Babitzkij verschwand nach einem Bericht
über die Offensive des russischen Militärs auf Grosnyj (und eine Reihe anderer,
dem russischen Militär unerwünschter Reportagen zuvor) am 15. Januar 2000 spur-
los. Nachdem die russischen Behörden Kenntnisse über seinen Verbleib stets abge-
stritten hatten, stellte sich Wochen später heraus, dass er unter dem Vorwand, er
habe die Grenze ohne Pass überqueren wollen, verhaftet und inhaftiert worden war.14

Im Gegensatz zu den Sanktionen gegen Österreich aufgrund der Regierungs-
beteiligung der rechtsgerichteten FPÖ sind die Reaktionen des Westens auf den
Tschetschenien-Krieg eher zurückhaltend.15 Generell wird das Recht Russlands
anerkannt, Terroristen zu bekämpfen. Der Europarat forderte Russland zunächst
mehrfach auf, dies unter Achtung der Menschenrechte zu tun, sowie internationa-
len Organisationen Zugang zum Kriegsgebiet zu gewähren.'6 Generalsekretär
Schwimmer forderte die russische Regierung im Dezember 1999 auf, Stellung zu
nehmen, wie die Europäische Menschenrechtskonvention in Tschetschenien geach-
tet werde. Mitte Januar 2000 sprach der irische Vorsitzende des Ministerkomitees,
Außenminister David Andrews, in Moskau mit seinem russischen Kollegen, Igor
Iwanow, über die Rolle des Europarats zur Wiederherstellung der gesetzlichen
Ordnung sowie der Achtung der Menschenrechte und Demokratie in Tschetsche-
nien. Kurz darauf besuchte eine Delegation der Parlamentarischen Versammlung
unter der Leitung von Parlamentspräsident Lord Russell-Johnston Moskau,
Dagestan, Tschetschenien und Inguschetien. Die Delegation erläuterte dort die
Position der Versammlung im Hinblick auf die Verpflichtungen Russlands als
Europaratsmitglied. Lord Russell-Johnston brachte gegenüber Putin „mit aller
Entschlossenheit die Besorgnis unserer Organisation über die Situation in
Tschetschenien zum Ausdruck".17

Wie ihr Präsident Lord Russell-Johnston sah die Parlamentarische Versammlung
im Januar zunächst jedoch keinen Anlass, wegen des Krieges merkliche Konse-
quenzen zu ziehen und lehnte am 27. Januar 2000 mit 83 zu 71 Stimmen die als ein
„Zeichen" gedachte Entziehung des Stimmrechts der russischen Delegation ab.18

Der Antrag auf Ausschluss der russischen Delegation aus der Parlamentarischen
Versammlung war bereits zuvor - im politischen Ausschuss - aufgrund der Gefahr
der weiteren politischen Isolierung Russlands zurückgenommen worden.

Nach Bekanntwerden gravierender Menschenrechts Verletzungen in Tschetsche-
nien und der Bestätigung von Berichten über Misshandlungen im Gefangenenlager
Tschernokosowo durch das Anti-Folter-Komitee des Europarats, beschloss die
Parlamentarische Versammlung am 6. April 2000 zur allseitigen Überraschung die
Suspendierung des Stimmrechts der russischen Delegation. Sie forderte das Minis-
terkomitee weiterhin auf, auch die Mitgliedschaft Russlands zu suspendieren, wenn
Moskau nicht die Forderungen des Europarats nach Waffenstillstand und nach einer
unabhängigen Untersuchung der Menschenrechts Verletzungen umgehend erfülle.
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Sie begründete ihren ungewöhnlich mutigen Beschluss damit, dass ihre zwei
Hauptforderungen weder von russischer noch von tschetschenischer Seite erfüllt
worden seien: Weder sei ein Waffenstillstand geschlossen, noch ein politischer
Dialog initiiert worden.19 Die Antworten der russischen Regierung auf Schwimmers
Brief zur EMRK seien unbefriedigend gewesen; den EMRK-Bestimmungen würde
weiterhin (von beiden Seiten) zuwidergehandelt.

Russland reagierte zunächst überwiegend beleidigt und mit der Androhung von
Gegenmaßnahmen: Der Westen verstehe das Ausmaß des Problems nicht. Er habe
vergessen, mit wem er es zu tun habe, die Erkenntnisse der Versammlung seien aus
der Propaganda tschetschenischer Terroristen geschöpft worden. In der Tages-
zeitung „Nowyje Iswestija" hieß es allerdings, Russland sei selbst schuld. Moskau
trage die Verantwortung für die Menschenrechtsverstöße.20

Die Außenminister der Europaratsmitgliedstaaten - bzw. überwiegend deren
Vertreter - fanden während ihrer halbjährlichen Komiteesitzung am 10. und 11. Mai
2000 überwiegend positive Worte zur Kooperationsbereitschaft Russlands vor
allem im Bereich der Menschenrechte.21 Unter anderem hatte Iwanow zugesagt,
dass künftig drei Menschenrechtsexperten im Büro des Sonderbeauftragten des rus-
sischen Präsidenten zur Durchsetzung der Menschenrechte in Tschetschenien,
Wladimir Kalamanow, an der Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen in
der Region gleichberechtigt mitarbeiten dürften.22 Begrüßt wurde auch die Erklä-
rung Putins, alle Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit der „anti-
terroristischen Operation" untersuchen zu lassen. Obwohl kein Waffenstillstand
geschlossen worden sei, gebe es nur noch Reaktionen des russischen Militärs auf
Guerillaattacken und keine regulären Kämpfe mehr. Ein Ausschlussverfahren
komme daher nicht in Frage. Insbesondere war das Ministerkomitee der Ansicht,
dass der Europarat seinen wichtigen Beitrag zur russischen politischen und wirt-
schaftlichen Reform nur leisten könne, wenn Russland voll mitarbeite.

In der darauffolgenden Sitzung der Parlamentarischen Versammlung zeigten sich
die Abgeordneten nicht überzeugt von den russischen Bemühungen. Obwohl der
Vorsitzende des Ministerkomitees, Lamberto Dini, und Generalsekretär Schwim-
mer nach Besuchen in Moskau und Tschetschenien feststellten, dass sich die Situa-
tion verbessert habe,23 stellten die Abgeordneten am 29. Juni 2000 nach weiteren
Verbesserungen lediglich die Rückgabe des Stimmrechts in Aussicht. Sie wieder-
holten die Forderung nach dem Ausschluss Russlands, riefen zu einer Staatenklage
gegen Russland vor dem EGMR auf und setzten einen Ad-hoc-Ausschuss zur Über-
prüfung der Empfehlungen ein. Sie begründeten ihre Maßnahmen mit andauernden
Bombenattacken, Verhaftungen und Misshandlungen von Zivilisten durch russi-
sches Militär, Einschränkungen der Bewegungsfreiheit sowie der desolaten
Situation der Medienfreiheit in Russland.24

Fazit

Die seit Jahren beklagte Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit schließt sich
nicht: Auf der einen Seite steht die Ambition des Europarats, für Demokratie,
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Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte in seinen Mitgliedstaaten einzustehen, auf
der anderen Seite die mangelnde Verwirklichung dieser Prinzipien durch einige
Mitgliedstaaten und die Unfähigkeit der Organisation, dem entgegenzuwirken. Im
Zentrum der Kritik steht die Reaktion des Ministerkomitees auf den im September
1999 erneut ausgebrochenen Krieg in Tschetschenien. Das „Ende des Europarats"25

ist allerdings nicht zu befürchten. Wenn man - und insbesondere der Europarat
selbst - davon abrückt, dass die Mitgliedschaft in dieser Organisation eine
„Adelung" oder ein „Gütesiegel" für die Menschenrechtspolitik der Mitgliedstaaten
darstellt, bleiben die Ergebnisse seiner täglichen Arbeit übrig: u.a. der Einfluss der
abgeschlossenen Konventionen auf die Rechtslage der Mitgliedstaaten und insbe-
sondere die Europäische Menschenrechtskonvention als Instrument für die Bürger,
Verletzungen der Regierung vor einem internationalen Forum vorzubringen und
öffentlich zu machen. Im Übrigen ist von einem Komitee bestehend aus Außen-
ministern der Mitgliedstaaten keine Menschenrechts-, sondern nichts anderes als an
(nationalen) Interessen orientierte Politik zu erwarten.

Anmerkungen
Organe des Europarates: 1. Ministerkomitee,
bestehend aus den 41 Außenministern (oder
deren Beauftragten) der Mitgliedstaaten, den
Vorsitz hatten inne: Island (Mai bis November
1999, Außenminister Halldor Asgrimsson),
Irland (November 1999 bis Mai 2000, Außen-
minister David Andrews, später Brian Cowen),
Italien (Mai bis November 2000, Außen-
minister Lamberto Dini); 2. Parlamentarische
Versammlung, bestehend aus Delegationen der
Mitgliedstaaten, die von deren Parlamenten
aus ihrer Mitte gewählt oder ernannt werden,
Parlamentspräsident ist gegenwärtig Lord
Russell-Johnston als Nachfolger von Leni
Fischer; 3. Generalsekretär, seit September
1999 Walter Schwimmer als Nachfolger von
Daniel Tarschys; vgl. zu den Personalien
Gimbal, Anke, Europarat und Europäische
Menschenrechtskonvention, in: Weidenfeld,
Werner und Wolfgang Wessels, Jahrbuch der
Europäischen Integration 1998/99, S. 411 f.
Committee of Ministers, The Budapest
Declaration for a Greater Europe without divi-
ding lines, 104th Session of the Committee of
Ministers, 7.5.1999, http://www.coe.fr/cm/ta/
decl/1999/99decl.htm

Parliamentary Assembly, Resolution 1177 (1999)
v. 26.1.1999; Resolution 1220(2000) (prov. ed.),
http://stars.coe.fr/ta/taOO/ERS 1220.htm
„Assembly President regrets the Duma's deci-
sion to observe elections in Abkhazia",
Pressemeldung v. 5.10.1999.
Zur Bedeutung der EKMR vgl. die Aussagen

des EKMR-Präsidenten Stefan Trechsel und
des EGMR-Präsidenten Luzius Wilhaber in:
Europäische Kommission für Menschenrechte
(EKMR), Straßburg, in: EuGRZ 1999, S. 616.

6 Etwa zwei Monate nach dem Beitritt Georgiens
zum Europarat wählte die Parlamentarische
Versammlung am 24.6.1999 den bisherigen
Präsidenten des Obersten Gerichtshofs Geor-
giens, Mindia Ugrekhelidze, zum 40. Richter
am EGMR; am 21.9.1999 wählte die Parlamen-
tarische Versammlung den Leiter des Zentrums
für vergleichende Rechtswissenschaft an der
Russischen Akademie der Wissenschaften,
Anatoli Kovler, zum 41. EGMR-Richter.

7 Vgl. „Präsident Luzius Wildhaber warnt vor
Überlastung des EGMR", in: EuGRZ 1999, S.
361; „Mehr als 20.000 Beschwerden. Bilanz
des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte", in: FAZ v. 25.1.2000.

8 Ulrich, Stefan, Sorgenkinder im Club der
Gerechten, in: SZ v. 27.1.2000.

9 Vgl. Gimbal, Anke, Persilschein oder
Gütesiegel? Der Europarat verspielt mit seiner
Aufnahmepolitik Ansehen und Glaubwürdig-
keit, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung v.
6.10.1997.

10 Vgl. dazu u.a. Schmidt-Häuer, Christian,
Warum helfen wir der Mafia?, in: Die Zeit v.
2.9.1999; Rudzio, Kolja, Kapital für Klepto-
manen, in: Die Zeit v. 2.9.1999; vgl. dazu auch
die umfangreiche Berichterstattung in der FAZ
von Markus Wehner im Jahre 1999.

11 „Rußland will in Tschetschenien weiter angrei-
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fen 'Bis der letzte Bandit vernichtet ist'", in:
FAZv. 28.9.1999.

12 „Wer ist in Grosny befreit worden?", in: NZZ
v. 23.2.2000.

13 Russian Federation: Chechnya. Amnesty
International - Report - EUR 46/46/99
Dezember 1999.

14 Vgl. Wehner, Markus, Den schmutzigen Krieg
in Tschetschenien hat Moskau noch lange
nicht gewonnen, in: FAZ v. 28.12.1999;
Kriwulin, Viktor, Schießen Sie auf den
Journalisten. Die Lügen der Russen: Wie
Generäle gegen den Reporter Babitzki kämp-
fen, in: FAZ v. 28.2.2000.

15 Vgl. Holm, Kerstin, Putin ist der wahre
Haider. Union der Heuchler: Die Sanktionen
treffen den falschen Feind, in: FAZ v.
7.2.2000.

16 Conseil de l'Europe, Assemblee parlementai-
re, Le conflit en Tchetchenie, Doc. 8631 und
8632 v. 25.1.2000; dies., Recommendation
1444 (2000).

17 Vgl. „Putin für internationale Beobachter in
Tschetschenien", dpa-Meldung v. 17.1.2000.

18 Vgl. „Der Europarat verurteilt Russlands Krieg
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